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105 Verordnung 
zur Ergänzung der Verordnung über die Regelung landwirtſchaftlicher Schuldverhältniſſe in der 
Faltung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1934 (G. Bl. S. 499) und der Verordnung vom 26. No⸗ 
vember 1934 (G. Bl. S. 770). 
Vom 11. April 1935. 


Auf Grund des 5 1 Ziffer 61 und § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Voll und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel 1 

Hinter $ 33 d wird folgender $ 33 eingefügt: 

„Gerichtliche Verhandlungen und Geſchäfte ſind von Gerichtskoſten und Urkundenſteuern befreit, 
wenn ihre Beurkundung und Ausführung deswegen erfolgt, weil der Grundſtückseigentümer auf Veran⸗ 
laſſung der Entſchuldungsſtelle Hypotheken, Grundſchulden oder andere Forderungen an die Staatliche 
Treuhandgeſellſchaft zum Zwecke einer vorzeitigen Tilgung ſeiner Schwimmſchulden und der auf ſeinem 
Grundſtück eingetragenen dinglichen Rechte abtritt.“ ١ 

Artikel II 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Sie findet auch auf alle ſeit dem 

Inkrafttreten der Entſchuldungsverordnung bearbeiteten Fälle Anwendung. 


Danzig, den 11. April 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer Dr. Hoppenrath 


106 Verordnung 
über den Nachweis des Seh⸗, Hör⸗ und Farbenunterſcheidungsvermögens der Binnenſchiffer. 
Vom 12. April 1935. 


Auf Grund des 5 132 des Geſetzes betr. die privatrechtlichen Verhältniſſe der Binnenſchiffahrt 
vom 20. Mai 1898 (Reichsgeſetzbl. S. 868) und des § 6 der Verordnung über den Befähigungsnach⸗ 
weis der Schiffer für Binnenſchiffe vom 19. April 1934 (G. Bl. S. 315 und S. 458) wird folgendes 
verordnet: 

1 81 

Das im 5 11 der Ausführungsverordnung zur Verordnung über den Befähigungsnachweis der 
Schiffer für Binnenſchiffe vom 31. Januar 1935 (St. A. Teil 1 S. 137) geforderte ausreichende Seb, 
Hör- und Farbenunterſcheidungsvermögen gilt als nachgewieſen: 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 16. 5. 1935.) 
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a) beim Sehvermögen 
wenn die Sehſchärfe ohne oder mit Brille auf einem Auge regelrecht iſt und auf dem anderen 
wenigſtens / beträgt, bei Brillenträgern jedoch die Kurzſichtigkeit 6,5, die Weitſichtigkeit 3,0, 
die einfache Stabſichtigkeit 1,5 Meterlinſen nicht überſteigt, 

b) beim Hörvermögen 
wenn das Hörvermögen wenigſtens auf dem einen Ohre regelrecht iſt, während auf dem an— 
deren Ohre — falls nicht fortſchreitende Schwerhörigkeit vorliegt — geringe Schwerhörigkeit 
(Hörweite der Flüſterſprache 4—1 m) zuläſſig iſt, x 

e) beim Farbenunterſcheidungsvermögen 
wenn mit Sicherheit die Farben rot und grün unterſchieden werden können, was auf Grund 
des Holmgreenſchen Verfahrens feſtzuſtellen iſt. Hat die Unterſuchung nach dem genannten 
Verfahren ein unſicheres Ergebnis gehabt, ſo iſt eine Ergänzung der Unterſuchung nach dem 
Verfahren von Nagel-Vierling oder Stilling vorzunehmen. 


8 2 
Dieſe Verordnung tritt ſofort in Kraft. 


Danzig, den 12. April 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinsti-Keifer Huth 


107 Verordnung 
betreffend Ergänzung des Statuts der Induſtrie⸗ und Handelskammer zu Danzig 
vom 22. Dezember 1934 (G. Bl. S. 859 ff.). 
Vom 25. April 1935. 


Auf Grund von 8 33 der Verordnung zur Errichtung der Induſtrie und Handelskammer vom 
28. Juli 1934 (G. Bl. S. 634 ff.) wird das Statut der Induſtrie⸗ und Handelskammer vom 22. De⸗ 
zember 1934 (G. Bl. S. 859 ff.) durch den folgenden Abſchnitt Va ergänzt: 


Abſchnitt Va 
5 62 a 

Die Induitrie und Handelskammer iſt befugt, gleichen oder verwandten Geſchäftszweigen ange⸗ 
hörige Betriebe der Induſtrie, des Handels und des Gewerbes mit Ausnahme des Handwerks zu 
Fachgruppen zuſammenzuſchließen. 

Die Errichtung einer Fachgruppe bedarf der Genehmigung des Senats. 

Die Gewerbetreibenden der Geſchäftszweige, für die eine Fachgruppe errichtet iſt, gehören dieſer 
zwangsmäßig an. Zweifel über die Zugehörigkeit zu einer Fachgruppe entſcheidet der Präſident der 
Induſtrie- und Handelskammer. 

Die Fachgruppen beſitzen Rechtsfähigkeit. Die Vorſchriften der 88 27 Abſ. 3, 30, 31 und 42 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden auf ſie ſinngemäße Anwendung. 

Jede Fachgruppe ſteht unter der verantwortlichen Führung eines Fachgruppenleiters. Der Fach⸗ 
gruppenleiter wird von dem Präſidenten der Induſtrie- und Handelskammer widerruflich ernannt. 

Im Bereiche der Induſtrie, des Handels und des Gewerbes mit Ausnahme des Handwerks 
ſteht das Recht auf die Bezeichnung als Fachgruppe nur den auf Grund der vorſtehenden Beſtim⸗ 
mungen gebildeten Fachgruppen zu. 

§ 62 b 

Jede Fachgruppe erhält eine Satzung, die nach Genehmigung durch den Senat vom Präſi⸗ 
denten der Induſtrie- und Handelskammer erlaſſen und im Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig 
veröffentlicht wird. 

In der Satzung ſind die Aufgaben der Fachgruppe unter Berücksichtigung des Umfanges und 
der Beſonderheiten des betreffenden Geſchäftszweiges feſtzulegen. Die grundſätzliche Aufgabe jeder 
Fachgruppe beſteht darin, die Ordnung und den Wirtſchaftsfrieden innerhalb ihres Bereiches zu ſichern. 
Die Fachgruppe hat ihre Maßnahmen nicht auf die Sonderintereſſen des Faches abzuſtellen, ſondern 
bei jeder Maßnahme die großen Ziele und Belange der Geſamtwirtſchaft und der Volksgemeinſchaft zu 
berückſichtigen. 
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Maßnahmen, die die Lieferungsbedingungen, Warenqualität, Kredit⸗ und Rabattgewährung ſo⸗ 
wie die Werbung betreffen, bedürfen der Genehmigung der Induſtrie⸗ und Handelskammer und ſind 
ohne dieſe Genehmigung ungültig. Die Induſtrie- und Handelskammer kann ihre Genehmigung zu⸗ 
rüdziehen, wodurch die genannten Maßnahmen der Fachgruppen ihre Wirkſamkeit verlieren. 
Maßnahmen in anderen grundſätzlichen Fragen ſind vor ihrem Erlaß der Induſtrie⸗ und Handels- 
kammer zur Genehmigung vorzulegen. 
Zu Maßnahmen, die die Preisgeſtaltung betreffen, find die Fachgruppen nicht befugt. 
5 62 c ! 
Die Fachgruppen Find befugt, zur Erfüllung ihrer Aufgaben Beiträge zu erheben. Die Feſtſetzung 
der Beiträge unterliegt der Genehmigung der Induſtrie- und Handelskammer. 
5 62 d 
Die Fachgruppen ſind befugt, bei Zuwiderhandlungen gegen ſatzungsgemäß erlaſſene Anordnungen 
Ordnungsſtrafen bis zum Betrage von 100. — G, bei wiederholter Zuwiderhandlung bis zum Betrage 
von 200, — G gegen ihre Angehörigen zu verhängen. Gegen die Verhängung einer Ordnungsſtrafe 
ſteht dem Betroffenen die Beſchwerde an den Präſidenten der Induſtrie- und Handelskammer zu, der 
endgültig entſcheidet. Die einkommenden Strafgelder fließen der Induſtrie- und Handelskammer zu. 
§ 62 e 
Im Falle der nicht rechtzeitigen Zahlung erfolgt die Einziehung der Beiträge und Ordnungsſtrafen 
der Fachgruppen durch die Induſtrie- und Handelskammer gemäß dem im 5 30 Abſ. 2 HkVO. feſt⸗ 
geſetzten Verfahren. 


Danzig, den 25. April 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth 


105 Verordnung 
zur Durchführung des Vermögenſteuer⸗Geſetzes. 
Vom 27. April 1935. 
Auf Grund des 5 5 des Steuergrundgeſetzes in der Faſſung des Steueranpaſſungsgeſetzes vom 


27. Dezember 1934 (G. Bl. S. 869) wird zur Durchführung des Vermögenſteuer⸗Geſetzes vom 27. De⸗ 
zember 1934 (G. Bl. 1935 S. 1) hiermit verordnet: 


Zu 5 3 Abſ. 1 Ziffer 5 und 6 des Geſetzes ۱ 
Körperſchaften, die kirchlichen, gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken dienen, 
Penſionskaſſen und ähnliche Kaſſen 
81 
Die 88 8 bis 14 der Verordnung zur Durchführung des Körperſchaftsſteuergeſetzes vom 25. März 
1935 (G. Bl. S. 483) finden für die Vermögenſteuerveranlagung entſprechende Anwendung. 


Zu 5 12 Abi. 1 des Geſetzes 
8 2 
Vermögensvergleich bei der Neuveranlagung 
(1) Für die Frage, ob das neue Vermögen von dem urſprünglichen Vermögen um mehr als den 
5. Teil des urſprünglichen Vermögens abweicht, iſt ſowohl bei dem neuen wie bei dem urſprünglichen 
„Vermögen von dem auf volle Tauſend Gulden abgerundeten Wert des Geſamtvermögens oder In⸗ 
landsvermögens )5 4 Abſ. 2 des Geſetzes) auszugehen. 
(2) Im einzelnen gilt für den Vermögensvergleich noch das folgende: 
1. bei unbeſchränkt ſteuerpflichtigen Kapitalgeſellſchaften: 
Bei dem Vermögensvergleich iſt die Mindeſtbeſteuerung zu berückſichtigen (§ 12 Abſ. 1 
Satz 2, 8 6 Abſ. 1 des Geſetzes). It alſo das neue oder das urſprüngliche Geſamtvermögen 
niedriger als das maßgebende Mindeſtvermögen, ſo tritt für den Vermögensvergleich das 
ermögen an die Stelle des niedrigeren Geſamtvermögens: 
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2. bei unbeſchränkt ſteuerpflichtigen Körperſchaften, die keine Kapitalgeſellſchaften ſind: 

Bei dem Vermögensvergleich bleibt die Beſteuerungsgrenze ($ 6 Abi. 2 des Geſetzes) 
außer Betracht. Es iſt alſo in jedem Fall das neue Geſamtvermögen mit dem urſprüng⸗ 
lichen Geſamtvermögen zu vergleichen; 

3. bei den beſchränkt Steuerpflichtigen: 

Bei dem Vermögensvergleich iſt in jedem Fall das neue Inlandsvermögen mit dem 

urſprünglichen Inlandsvermögen zu vergleichen. Ziffer 2 gilt entſprechend. 


Zu 8 15 des Geſetzes 


8 3 
Entrichtung der Steuer durch Steuerabzug 

(1) Das Steueramt kann die Steuer der beſchränkt Steuerpflichtigen durch Abzug vom Ertrag 
des Inlandsvermögens erheben, wenn dies zur Sicherſtellung des Steueranſpruchs zweckmäßig iſt. 

(2) Macht das Steueramt von dem Abzugsverfahren Gebrauch, ſo erläßt es gegenüber derjenigen 
Perſon, die den Ertrag aus dem Inlandsvermögen ſchuldet (Schuldner), einen Steuerabzugsbeſcheid. 
Gegen dieſen Beſcheid iſt lediglich die Beſchwerde nach den 88 284 ff. des Steuergrundgeſetzes ge⸗ 
geben. 

(3) In dem Steuerabzugsbeſcheid iſt die Steuer des beſchränkt Steuerpflichtigen nebſt ihren Fällig⸗ 
keitstagen anzugeben und der Schuldner aufzufordern, 

1. in dem Zeitpunkt in dem der Ertrag aus dem Inlandsvermögen dem beſchränkt Steuerpflich⸗ 
tigen zufließt, den Ertrag ſoweit einzube halten, als er zur Deckung der bis zum Zufließen 
fällig gewordenen Steuerbeträge notwendig iſt, und 

2. den einbehaltenen Betrag binnen einer Woche nach dem Zufließen für Rechnung des Steuer⸗ 
pflichtigen an das Steueramt abzuführen. 

Der Schuldner haftet inſoweit neben dem Steuerpflichtigen. 

(4) Haben der Steuerpflichtige (Gläubiger) und der Schuldner vor dem Zufließen ausdrücklich Stun⸗ 
dung des Ertrags aus dem Inlandsvermögen vereinbart, weil der Schuldner vorübergehend zur Zah⸗ 
lung nicht in der Lage üt, jo iſt der Steuerabzug erſt mit Ablauf der Stundungsfriſt vorzunehmen. 
Als Stundung im Sinn des Satzes 1 gilt es nicht, wenn der Ertrag dem Steuerpflichtigen (Gläu⸗ 
biger) gutgeſchrieben oder der nicht ausgezahlte Ertrag als Erhöhung einer Einlage oder als Darlehen 
anzuſehen iſt. : 

(5) Der Steuerabzugsbeſcheid kann ۴ءء‎ werden, ſobald die Steuer gegenüber dem Steuer⸗ 
pflichtigen feſtgeſetzt worden iſt. Daß dieſe Feſtſetzung unanfechtbar geworden iſt, iſt nicht erfor⸗ 
derlich. 


Zu 8 203 Steuergrundgeſetz 
8 4 
Freiveranlagung 
Wird eine Vermögensſteuer nicht feſtgeſetzt, ſo iſt die Freiſtellung dem Steuerpflichtigen mitzu⸗ 


teilen, 

1. wenn er es beantragt oder 

2. wenn er für den Zeitraum, für den er von der Steuer freigeſtellt wird, Vorauszahlungen 

geleiſtet hat. 
5 5 
Diefe Verordnung tritt mit dem Tag der Verkündung und der Maßgabe in Kraft, daß ſie erſt⸗ 

malig Anwendung findet: 

a) auf die Hauptveranlagung nach dem Stande vom 31. Dezember 1934, 

b) auf die Neu- und Nachveranlagung nach dem Stande vom 31. Dezember 1935 und 1936. 


Danzig, den 27. April 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Hoppenrath 


ارسیت 


027 


109 Achte Verordnung 
zur Abänderung des Arbeitsgerichtsgeſetzes. 
Vom 27. April 1935. 

Auf Grund des 5 1 Ziffer 22, 23 und des 5 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Bolt 

und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel 1 

Das Arbeitsgerichtsgeſetz vom 28. Dezember 1928 (G. Bl. 1929 S. 5) in der jetzt geltenden 
Faſſung wird dahin geändert: 

In 8 11 (in Faſſung der Siebenten Verordnung vom 28. Juni 1934 — G. Bl. S. 473, 477 — 
werden in Abſ. 1 Satz 1 die Worte „die im Einzelfalle von Seiten der Danziger Arbeitsfront zur 
Vertretung einer Partei ermächtigt ſind“ geſtrichen; das Komma hinter dem Worte „Rechtsanwälte“ 
iſt durch einen Punkt zu erſetzen. 

Artikel 11 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 27. April 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski-Keiſer 


Schriftleitung: Geſchaftsſtelle des Geſezblattes und Staatsanzeigers. — Drud von A. Schroth in Danzig. 
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